
Für die Amtliche Sammlung!

I. Gesetzs BGB § 2287
Rechtssatzs § 2287 BGB gewährt dem Vertragserben keinen 

Anspruch auf Auskunftserteilung gegen den 
Beschenkten.

II. Gesetz! BGB § 2329
Reehtssatz: Der pflichtteilsberechtigte Alleinerbe kann

auf Grund eines ihm gemäss § 2329 Abs 1, Satz 2 
BGB zustehenden Anspruchs auf Ergänzung des 
Fflichtteils von dem Beschenkten keine Aus­
kunft verlangen.

Aktenzeichen: IV ZR 34/55 
Urteil des BGH vom 6. Juli 1955 OlG Bremen



IV ZR 34/55•
Verkündet 

am 6. Juli 1955 
chorm,. Justizangest. 
Ls Urkundebeamter der 
Geschäf fcsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

der Witwe des Generaldirektors Otto F 
Elisabeth geb. ü f l H l  in umm—mmmmmm-r

Beklagten und Revisionsklägerin,
- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt

Frieda

g e g e n

die Ehefrau des Kaufmanns Georg ' K| 
in

i, Nelly geb.

Klägerin und Revisionsbeklagte, 
- Prozessbevollmächtigter? Rechtsanwalt Br.

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 29. Juni 1955 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter Ascher, Raske,* 
Johannsen und WÜ3tenberg
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
1. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
in Bremen vom 10. Bezember 1954 geändert und dahin 
erkannt:

Bie Berufung beider Parteien gegen das Urteil der 
2. Zivilkammer des Landgerichts in Bremen vom 
29. Juli 1954 wird zurückgewiesen.
Bie weitergehende Revision der Beklagten wird zu­
rückgewiesen.
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Die Kosten der Berufung und der Revision werden je 
zu l/4 der Klägerin., zu 3/4 der Beklagten auf er­
legt.

Das vorbezeichnete Urteil des Landgerichts in Bremen wird 
zum Zwecke der Klarstellung zu Ziff la wie folgt neu gefasst:

1. Die Beklagte wird verurteilt,
a) die Erklärung abzugeben, dass sie das für 

sie auf dem Grundstück BflflBl 
im Grundbuch von B f l B A  Bezirk 
Blatt in Abteilung XX unter Br 2 und 3 
eingetragene Nießbrauchs- und Wohnrecht auf- 
gibt und die Löschung dieses Rechts im Grund­
buch bewilligt.

b) ... usw.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Eltern der Klägerin, der Direktor der N 
(^Fabrik AG Carl August Otto - im folgenden

Erblasser genannt - und dessen Ehefrau Marie Friederike

1930 einen Erbvertrag (Bl 57 d.A.), in welchem sie sich 
gegenseitig zu befreiten Vorerben einsetzten und bestimm­
ten, dass im Falle der Wiederverheiratung oder des Able­
bens des überlebenden Ehegatten der Nachlass des Erstver­
sterbenden an ihr einziges Kind, die Klägerin,, fallen solle. 
Die Klägerin sollte auch Erbin des zuletzt versterbenden 
Ehegatten sein. Ihre Kutter ist am 24. März 1938, ihr Va­
ter am 18. Dezember 1952 verstorben. Vor dem zweiten V7elt- 
krieg hatte der Erblasser die Beklagte kennengelernt, die 
in erster Ehe mit einem im Jahre 1935 verstorbenen B f l M e r  
Bankier verheiratet gewesen war. Zu Beginn des zweiten 
Weltkrieges kam die Beklagte als Hausdame in den Haushalt 
des Erblassers. Am 26. September 1946 schloss dieser im 
Alter von 75 Jahren mit der damals 46-jährigen Beklagten 
die Ehe.

In den Jahren 1941/42 übereignete der Erblasser mit 
Einverständnis der Klägerin an die Beklagte 49 200,—  HM 
vierprozentige Deutsche Eeichsbahnanleihe. Im Juni 1946 
traf er ein Abkommen mit der Norddeutschen Kreditbank AG, 
wonach 40 000,—  RM Norddeutsche Steingutfabrik-Aktien und 
30 000,—  EH Bremer Wollkämmerei- und Kammgarnspinnerei 
AG-Aktien aus seinem Depot in ein neues, auf den Namen der 
Beklagten lautendes Streifbanddepot genommen wurden, wo­
bei er sich das Verfügungs- und Nutzungsrecht vorbehielt 
und weiter bestimmte, dass der Beklagten drei Monate nach 
seinem Tode ein Anspruch auf Aushändigung des Depots zu­
stehen solle. Unter den gleichen Bedingungen übertrug er

Charlotte Elisabeth geb. J f l B H f e  schlossen am 10. April
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im November 1946 weitere 60 000}—  RU Hfl
^^Fabrik-Aktien schenkungsweise auf das Depot der Beklag­
ten» Er verzichtete am 21. August 1950 auf sein Verfü- 
gungs- und Nutzungsrecht an allen in das Depot der Beklag­
ten gegebenen Aktien im Gesamtwerte von 130 000,—  RU und 
übereignete zugleich an die Beklagte noch schenkungsweise 
Aktien der Bremen-Vegesacker Fischerei AG im Nennbeträge 
von 44 000,—  RM.

Der Erblasser begründete diese Schenkungen in einer 
schriftlichen Darlegung vom 22. August 1952 (Bl 44/45 d.A.); 
in der er auch die seinerseits im Laufe der Jahre an die 
Klägerin gemachten Zuwendungen erwähnte.

Am 26. November 1946 hatte der Erblasser der Beklag­
ten ausserdem schenkungsweise ein lebenslängliches Nieß­
brauchs- und Wohnrecht an seinem Grundstück 
bestellt, auf dem die Klägerin mit ihrem Ehemann bereits 
seit 1929 wohnt. Das Recht wurde am 19. April 1947 in 
das Grundbuch eingetragen.

In den Jahren 1945 bis 1949 schenkte der Erblasser 
der Beklagten ferner anlässlich von Geburtstagen oder zu 
Weihnachten mehrere Kunstgegenstände.

Die Beklagte erhält unstreitig von der Norddeutschen 
Steingutfabrik eine Pension von monatlich 400,—  DM,

Die Klägerin hat im ersten Rechtszuge von der Be­
klagten Auskunft über sämtliche ihr vom Erblasser Uber­
eignete und ihr, der Klägerin, nicht bekannte Vermögens­
werte verlangt. Ferner hat sie beantragt, die Beklagte 
zur Einwilligung in die Löschung des erwähnten Eießbrauchs- 
und Wohnrechts sowie zur Herausgabe der an die Beklagte
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übereigneten 7/ertpapiere im Gesamtnennbetrage von 174 000,- 
BM zu verurteilen.

Die Klägerin hat hierzu vorgetragen, ihr Vater habe 
mit den einzelnen Schenkungen an die Beklagte zu seinen 
Lebzeiten nahezu über sein gesamtes Vermögen verfügt und 
hierdurch erkennbar in der Absicht gehandelt, sie, die 
Klägerin, in ihrem Erbrecht zu beeinträchtigen. Seine Be­
nachteiligungsabsicht ergebe sich insbesondere aus der Be­
stellung des lebenslänglichen Nießbrauchs- und Wohnrechts 
zugunsten der Beklagten, wodurch das belastete Grundstück 
für sie, die Klägerin, die es mit ihrem Ehemanne bereits 
seit 1929 bewohne, praktisch wertlos geworden sei. Die 
Benachteiligungsabsicht des Erblassers sei auch in seinen 
Xusserungen gegenüber seinem Schwiegersohn und zwei Freun­
den, den, Kaufleuten I J H I I B  und zum Aus­
druck gekommen. Nach seiner Verehelichung mit der Beklag­
ten habe er seinem Schwiegersohn erklärt, er sei durch 
den mit seiner ersten Ehefrau seinerzeit geschlossenen 
Erbvertrag unter Kuratel gestellt worden. Zu seinen Freun­
den habe er wiederholt geäussert, er werde sein gesamtes 
Vermögen verschenken, seine Tochter werde sich wundern, 
wenn sie aus seinem Nachlass nichts mehr erhalte. Tat­
sächlich seien bei seinem Tode ausser dem mit dem Nieß­
brauchs- und Wohnrecht belasteten und darum für sie, die 
Klägerin, praktisch wertlosen Grundstück an Nachlasswer­
ten lediglich Guthaben, Forderungen, Wertpapiere und 
einzelne Gegenstände im Werte von insgesamt etwa 36 000,- DM 
vorhanden gewesen. Demgegenüber bestünden erhebliche Nach­
lassverbindlichkeiten, darunter allein Steuerrückstände 
und Vermögensabgabeschulden in Höhe von 96 300,—  DM, bei 
denen die Steuerrückstände für 1952 noch nicht berück­
sichtigt seien.
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Die. Klägerin hat weiter vorgetragen, ihr Vater habe 
ihr sämtliche Schenkungen an die Beklagte verheimlicht.
Da sie auf andere Weise keinen Einblick in die wirklichen 
Vermögensverhältnisse ihres Vaters gehabt habe, sei ihr 
der Umfang der Schenkungen nicht bekannt. Sie bestreite 
jedoch die von der Beklagten vorgelegte Aufstellung über 
die geschenkten Gegenstände, da das Vermögen ihres Va­
ters grösser gewesen sein müsse. Each ihrer Vermutung 
habe ihr Vater schenkungsweise unter anderem eine Forde­
rung aus einem steuerbegünstigten Sparvertrag in Höhe 
eines Kapitalbetrages von 15 000,—  DM an die Beklagte 
abgetreten und ihr weitere Aktien im Nennbeträge von 
34 000,—  HM oder DM zugewendet. Dazu komme, dass sie 
eine erhebliche Anzahl von Haushaltsgegenständen vermisse«. 
Die Beklagte sei zur Auskunftserteilung über die ihr vom 
Erblasser geschenkten Gegenstände in der Lage und ver­
pflichtet.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die­
sen Antrag wie folgt begründet: Bei sämtlichen vom Erb­
lasser zu ihren Gunsten getroffenen Verfügungen sei al­
lein ihre zukünftige Sicherstellung bezweckt gewesen.
Eine Benachteiligungsabsicht gegenüber der Klägerin habe 
dem Erblasser ferngelegen. Daher habe" er auch den mit 
seiner ersten Ehefrau abgeschlossenen Erbvertrag nach 
seiner zweiten Heirat nicht angefochten, obwohl die Vor­
aussetzungen hierfür gegeben gewesen seien. Auch die 
vorgelegten Gutachten, die der Erblasser seinerzeit von 
dem verstorbenen Hechtsanwalt D r e i n g e h o l t  habe,
(Bl 36 - 38 und Bl 40 - 43 d.A.) sowie diemit diesem 
geführte und überreichte Korrespondenz (Bl 39 d.A») und 
die von ihm selbst gegebene Schenkungsbegründung (Bl 44/ 
45 d.A.) ließen deutlich als entscheidenden Beweggrund 
für sämtliche ohne Entgelt erfolgten Verfügungen des Erb­
lassers das Bestreben erkennen, sie, die Beklagte, sicher-
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zustellen. Bei der Beurteilung des Umfangs dieser Verfü­
gungen dürften einmal eine Gesamtübersicht über das vom 
Erblasser selbst erarbeitete Vermögen und zum andern auch 
die der Klägerin von ihm gemachten Zuwendungen nicht unbe­
rücksichtigt bleiben. Auch das Vermögen der ersten Ehe­
frau des Erblassers, das die Klägerin bei seiner Wieder­
verheiratung gemäss dem Erbvertrag zu 3/4 erhalten habe, 
stamme aus der Arbeit des Erblassers.. Die Klägerin habe 
von diesem zu dessen Lebzeiten neben ihrer Aussteuer im 
Hinblick auf ihre spätere Erbfolge sehr erhebliche Zu­
wendungen erhalten. So habe sie Aktien im Nennbeträge von 
154 000,—  RM oder DM, ferner aus dem Nachlass ihrer Sut­
ter 90 900,—  RM oder DH erhalten. Seit 1920 habe sie 
jahrelang einen monatlichen Zuschuss von 500,—  RH bezo­
gen, der im Jahre 1927 auf 250,—  RM verringert worden 
sei. Bis zum Jahre 1946 habe sie im Hause 
unentgeltlich gewohnt. Sie habe überdies ausser diesem 
Grundstück, das einen Einheitswert von 96 000,—  DM habe, 
noch zwei weitere Grundstücke mit einem Einheitswert von 
30 100,—  bezw. 10 000,—  DM erhalten. Andererseits habe 
sie, die Beklagte, ausser den angeführten Aktien im Ge­
samtnennbetrag von 174 000,—  RM (und neben der erwähn­
ten, inzwischen praktisch völlig entwerteten Reichsbahn­
anleihe) lediglich das Nießbrauchs- und Wohnrecht an dem 
Grundstück bekommen, dessen kapitalisierter
»vert nur mit 40 000,—  DM anzusetzen sei.

Die Beklagte hat weiter vorgetragen, für das Aus­
kunftsverlangen der Klägerin fehle es an einer gesetz­
lichen Grundlage. Zwischen den Parteien bestehe kein Rechts­
verhältnis, wie es nach den von der Rechtsprechung und 
der Rechtslehre entwickelten Grundsätzen für einen sich 
auf Treu und Glauben gründenden Anspruch auf Auskunfts­
erteilung Voraussetzung sei.
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Das Landgericht hat die Beklagte verurteilt, die 
Löschung des erwähnten Nießbrauchs- und Wohnrechts an dem 
Grundstück zu bewilligen und Aktien der Bremen-
Vegesacker Fischereigesellsehaft im Nennbeträge von 44 000.- 
RM an die Klägerin herauszugeben. Im übrigen hat es die 
Klage abgewiesen.

Gegen dieses Urteil haben beide Parteien Berufung 
eingelegt, die Beklagte mit dem Ziel völliger Klageab- 
v/eisung, die Klägerin mit dem Antrag, das Urteil des Land­
gerichts insoweit zu ändern, als es ihrem Antrag auf Aus­
kunft serteilung nicht entsprochen hat. Diesen Antrag hat 
sie dahin eingeschränkt, dass die Beklagte verurteilt wer­
den möge, ihr, der Klägerin, Auskunft- über sämtliche ihr, 
der Beklagten, von dem Erblasser unentgeltlich zugewen­
deten Gegenstände und über den daraus gezogenen Nutzen zu 
erteilen, soweit nicht die Herausgabepflicht im Urteil 
des Landgerichts festgestellt und soweit nicht die Her­
ausgabe verlangt worden sei.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Beklagten 
zurückgewiesen. Auf die Berufung der Klägerin hat es auch 
dem von dieser gestellten Antrag entsprochen, die Beklag­
te zu verurteilen, ihr Auskunft zu geben. Mit der Revi­
sion verfolgt die Beklagte ihren Antrag auf gänzliche 
Abweisung der Klage weiter. Die Beklagte bittet, die Re­
vision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Nach dem Klagebegehren, soweit es im Berufungsrechts­
zuge noch aufrechterhalten ist, soll die Beklagte verur-

/

teilt werden,
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a) die Löschung des auf dem Grundstück
für sie eingetragenen Nießbrauchs- und Wohnrechts zu 
bewilligen.
- Dieser Antrag hat die Aufhebung des erwähnten Rechts 
zum Ziel, zu der gemäss § 875 BGB auch die Erklärung 
des Berechtigten erforderlich ist, dass er das Recht 
aufgebe. Die Beklagte soll daher nach dem Willen der 
Klägerin ersichtlich auch zur Abgabe einer solchen Er­
klärung verurteilt werden.-

b) Aktien der BflHP-Yegesacker Fischereigesellschaft 
im Nennwerte von 44 000,—  RH herauszugebenj

c) über Schenkungen, die ihr der Erblasser zu seinen Leb­
zeiten gemacht hat, nach näherer Maßgabe des Klagan­
trags Auskunft zu erteilen.

I. Die Vermögensgegenstände, auf die sich der Klagean­
spruch zu a) und b) bezieht, sind der Beklagten unstreitig* 
zu Lebzeiten des Erblassers von diesem geschenkt worden. 
Die Klägerin, die auf Grund des Erbvertrages vom 10. April 
1950 alleinige Vertragserbin des Erblassers geworden ist, 
kann deshalb gemäss 2287 BGB die Herausgabe dieser Ge­
schenke verlangen, wenn die Schenkung in der Absicht vor­
genommen war, sie zu beeinträchtigen.

Das Berufungsgericht hat diese tatsächliche Voraus­
setzung des Klaganspruchs zu a) und b) für gegeben erach­
tet. In Übereinstimmung mit der feststehenden höchstrich­
terlichen Rechtsprechung ist es dabei von der Annahme aus­
gegangen, dass  eine Schenkung in Beeinträchtigungsabsicht 
gemacht ist, sofern der Wille des Schenkers, "jene Beein­
trächtigung herbeizuführen, wenn nicht der ausschließliche, 
so doch der eigentlich treibende Beweggrund zur Vornahme 
der Schenkung gewesen ist." (RG 77, 111 //Tl37; BGH LM Nr 1
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zu § 146 KO)* Dieser Ausgangspunkt ist frei von Rechtsirr­
tum und wird auch von der Revision nicht angegriffen..

Die Revision meint jedoch, das Berufungsgericht habe 
den Begriff der Beeinträchtigungsabsicht verkannt. Eine 
solche sei nur dann gegeben, wenn der Vertragserbe in sei­
ner Aussicht auf den künftigen Erwerb von Todes wegen habe 
beeinträchtigt, wenn ihm mit anderen Porten die Vorteile 
der Erbeinsetzung hätten entzogen werden sollen. Hinsicht­
lich der Schenkung des Nießbrauchs- und Wohnrechts habe 
jedoch das Berufungsgericht lediglich festgestellts dass 
der Erblasser die Klägerin damit habe "treffen" wollen. 
Diese Absicht setze das Berufungsgericht mit der Absicht, 
die Klägerin zu benachteiligen, gleich, wobei es wiederum 
unter "benachteiligen" dasselbe verstehe wie unter "beein­
trächtigen". "Treffen" bedeute aber nicht mehr als "ver­
letzen", "kränken", also einen Angriff auf die subjektive 
Sphäre eines anderen, während die Absicht der Beeinträch­
tigung auf das Vermögen, also auf die objektive Sphäre 
des anderen hinziele. Somit sei eine Beeinträchtigungs­
absicht vom Berufungsgericht hier in Wirklichkeit nicht 
festgestellt.

Diese Rüge beruht auf einer irrigen Auslegung des 
vom Berufungsgericht in diesem Zusammenhang gebrauchten 
Ausdruckes "treffen". Mit diesem Wort kann freilich auch 
eine verletzende Einwirkung auf den persönlichen lebens­
bereich eines anderen, insbesondere auf seine Ehre, be­
zeichnet werden. Seine Bedeutung beschränkt sich jedoch 
keineswegs auf diesen Sinn. Es kann vielmehr auch einen 
Eingriff in die wirtschaftliche oder soziale Stellung des 
anderen bezeichnen, zumal wenn dabei zum Ausdruck kommen
soll, dass es sich um einen besonders wirksamen (empfind- ' »
liehen, fühlbaren) Eingriff handele. Ein Angriff auf die
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wirtschaftliche oder soziale Stellung eines anderen bedeu­
tet überdies in aller Hegel mittelbar zugleich einen Ein­
griff in dessen Persönlichkeitssphäre. Der Ausdruck wtref­
fen" kann also einen viel umfassenderen Sinn haben, als 
ihn die Revision zugrunde legen will- Auch das Berufungs­
gericht hat 'ihn ersichtlich in einem umfassenderen Sinn, n 
wie er etwa auch im § 47 des EheG verwandt ist, gebraucht: 
Durch die Bestellung des Nießbrauchs- und Wohnrechts zu­
gunsten der Beklagten sollte die Klägerin die Aussicht 
verlieren, nach dem Tode ihres Vaters weiterhin, und zwar 
nunmehr mietfrei, in dem mit diesem Recht belasteten Haus­
grundstück zu wohnen. Dieser Verlust sollte sie nicht 
nur in ihrer wirtschaftlichen Stellung, sondern mit Rück­
sicht darauf, dass sie seit 1929 mit ihrer Familie in dem 
Haus wohnte, und nunmehr bei dessen Nutzung auf unabseh­
bare Zeit von der Beklagten abhängig sein würde, auch in 
ihrem persönlichen Lebensfcereich treffen. Das Berufungs­
gericht hat also nicht festgestellt, dass es dem Erblas­
ser nur oder im wesentlichen nur auf die letztere Wirkung 
angekommen sei. Der Erfolg, den er nach den Feststellun­
gen des Berufungsgerichts mit der Bestellung des Nieß­
brauchs- und Wohnrechts bezweckte, war vielmehr ein ein­
heitlicher; Benachteiligungsabsicht (in vermögensrecht­
licher Hinsicht) und Kränkungsabsicht waren dabei gar 
nicht voneinander zu trennen. Die Beeinträchtigungsab­
sicht des Erblassers im Sinne des § 2287 BGB ist danach 
vom Berufungsgericht eindeutig und ohne Verkennung des 
Begriffs der Beeinträchtigung festgestellt.

Das Berufungsgericht hat seine Überzeugung, dass der 
Erblasser bei den hier in Betracht kommenden Schenkungen 
in der Absicht gehandelt habe, die Klägerin zu beeinträch­
tigen und dass dieser Wille der treibende Beweggrund für 
die Vornahme der Schenkungen gewesen sei, aus mehreren
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von ihm fehlerfrei festgestellten Umständen hergeleitet, 
die es im einzelnen erörtert hat. Die Revision hat dage­
gen eine Reihe von Angriffen erhoben, die eine Verletzung 
von Denkgesetzen oder Verfahrensvorschriften durch das 
Berufungsgericht dartun sollen, mit denen jedoch in Wirk­
lichkeit geltend gemacht wird, dass das Berufungsgericht 
bestimmte Umstände in tatsächlicher Hinsicht anders ha­
be würdigen müssen als es geschehen ist. Damit kann die 
Beklagte im Revisionsrechtszuge nicht gehört werden.

So war das Berufungsgericht aus rechtlichen oder 
logischen Gründen nicht gehindert, in der von ihm fest­
gestellten Tatsache, dass der Erblasser der Beklagten 
zu der Zeit, als er ihr die hier in Betracht kommenden 
Schenkungen machte, schon erhebliche Vermögenswerte zum 
Zwecke ihrer künftigen Versorgung zugewandt hatte, einen 
Anhaltspunkt für seine Annahme zu erblicken, dass bei den 
hier umstrittenen Schenkungen der Gedanke an die Versor­
gung der Beklagten eine geringere, gegenüber der Absicht, 
die Klägerin zu benachteiligen, zurücktretende Bedeutung 
gehabt habe. Bei den Vermögenswerten, die die Beklagte 
schenkungsweise vom Erblasser erhalten hatte, handelte 
es sich freilich im wesentlichen um Aktien, von denen 
zur Zeit der Bestellung des Nießbrauchs- und Wohnrechts' 
(Ende November 1946) bei den damaligen politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht mit Sicherheit vor­
auszusehen war, welchen effektiven Wert sie in Zukunft 
darstellen bezw. behalten würden. Es besteht jedoch kein 
Grund zu der Annahme, dass das Berufungsgericht diesen 
allgemein bekannten Umstand bei seinen Erwägungen zu die­
sem Punkt nicht berücksichtigt habe, mag es ihn auch 
nicht ausdrücklich erörtert haben. Ein zwingender Schluß 
auf das Fehlen einer Beeinträchtigungsabsicht des Erb­
lassers bei der Bestellung des Nießbrauchs- und Wohnrechts
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liess sich aus diesem Umstand umsoweniger ziehen, als der 
Erblasser jedenfalls mit der Möglichkeit rechnete, dass 
die Aktien, die den grössten Teil seines Vermögens bilde­
ten, auch in Zukunft wieder einen erheblichen Wert dar­
stellen würden, und als er sich bewusst war, dass er die­
sen möglichen und jedenfalls im Verhältnis zu seinem Ge­
samtvermögen hohen Wert durch Verschenkung an seine zweite 
Ehefrau der Klägerin bereits entzogen hatte.

Auch hinsichtlich einer Reihe weiterer Umstände rügt 
die Revision lediglich in unzulässiger Weise die nach ihrer 
Meinung unzutreffende tatsächliche Würdigung durch das Be­
rufungsgericht; so wenn sie dessen Feststellung angreift, 
dass die Zuwendungen des Erblassers an die Beklagte infol­
ge ihres Umfanges zu einer Aushöhlung des Nachlasses ge­
führt hätten, oder dass der Erblasser in einer feindse­
ligen Einstellung zu seiner Tochter gelebt habe. Wieweit 
alle diese Umstände geeignet sind, die Überzeugung des 
Berufungsgerichts zu stützen oder in Frage zu stellen, 
ist eine Tatfrage, die im Revisionsverfahren nicht nach­
geprüft werden kann. Dass das Berufungsgericht bei der 
Bildung seiner Überzeugung Denkgesetze oder Verfahrens- 
Vorschriften verletzt habe, ist nicht ersichtlich.

. Wenn das Berufungsgericht ausführt, es liege nichts 
dafür vor, dass Rechtsanwalt iflHB bei Erstattung seines 
Gutachtens den Umfang des Vermögens des Erblassers gekannt 
habe, so stand dieser Feststellung die Behauptung der Be­
klagten, sei über den Umfang der Schenkungen des
Erblassers und über die Gesamtvorgänge bei diesen Schen­
kungen genau unterrichtet gewesen, sowie der zum Beweise 
für diese Behauptung vorgelegte Schriftwechsel nicht ent­
gegen. Dass AflB^den Umfang des Vermögens des Erblassers 
gekannt und somit gewusst habe, in welchem Verhältnis die-
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sea zu dem 7/ert der Schenkungen gestanden habe, ergab sich 
aus diesem Schriftwechsel nicht.

Das Bewusstsein des Erblassers, nicht in Beeinträch- 
t:gungsabsicht handeln zu dürfen, schliesst keineswegs, 
wie die Revision meint, das Vorhandensein dieser Absicht 
denkgesetzlich aus. Der .Erblasser konnte sich z.B, der 
-rwartung hingeben, dass es ihm gelingen werde, seine Be­
einträchtigungsabsicht zu verbergen.

Nach allem hat das Berufungsgericht die Voraussetzun­
gen, von denen der Anspruch der Klägerin auf Einwilligung 
in die Aufhebung des Nießbrauchs- und Wohnrechts und auf 
Herausgabe der Eischerei-Aktien nach § 2287 BGB abhängt, 
einwandfrei festgestellt.

II Dagegen sind die gesetzlichen Voraussetzungen für einen 
Auskunftsanspruch der Klägerin nicht gegeben.

Die Klägerin verlangt unter Berufung auf § 2287 BGB 
die Herausgabe einzelner Gegenstände, die der Erblasser 
der Beklagten in der Absicht, die Klägerin zu beeinträch­
tigen, geschenkt haben soll. Die von ihr weiter begehrte 
Auskunftserteilung soll sie gegebenenfalls in Stand setzen, 
den Anspruch auf Herausgabe weiterer Schenkungsgegenstände 
zu begründen. Die Herausgabepflicht der Beklagten aber be­
steht, wie auch die Klägerin nicht verkennt, nur insoweit, 
als von Pall zu Pall hinsichtlich einzelner Gegenstände 
eine in Beeinträchtigungsabsicht vorgenommene Schenkung 
des Erblassers dargetan werden kann. Die Klägerin macht 
somit nicht geltend, dass die. Beklagte verpflichtet sei, 
ihr eine von einem einheitlichen Rechtsverhältnis umfass­
te Gegenstandsmehrheit, also einen Inbegriff von Gegen­
ständen im Sinne des § 260 Abs 1 BGB herauszugeben. Aus
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dieser Gesetzesvorschrift kann sie also ihren Auskunftsan­
spruch nicht herleiten.

Auch eine sonstige Gesetzesvorschrift oder ein Rechts­
verhältnis, aus denen sich die Auskunftspflicht der Beklag­
ten ergeben könnte, ist nicht ersichtlich. In § 2287 BGB 
ist eine Auskunftspflicht des in Beeinträchtigungsabsicht 
Beschenkten nicht vorgesehen, auch nicht etwa für den Pall, 
dass der Vertragserbe einen oder mehrere Fälle böslicher 
Schenkungen dartun kann und Grund zu der Annahme weiterer 
ebenfalls in Beeinträchtigungsabsicht gemachter Schenkun­
gen besteht. Ein Rechtsverhältnis, aus dem sich eine sol­
che Auskunftspflicht ergeben könnte, wird auch durch eine 
einzelne oder durch mehrere in Beeinträchtigungsabsicht 
vorgenonmene Schenkungen nicht begründet. Soweit der Ver­
tragserbe solche Schenkungen darzutun vermag, bedarf er 
hinsichtlich dieser Schenkungen nicht mehr der Auskunft, 
es sei denn, dass ein Inbegriff von Gegenständen verschenkt 
und lediglich der Bestand dieses Inbegriffs streitig ist, 
in welchem Falle eine Auskunftspflicht gemäss § 260 Abs 1 
BGB eingreifen würde. Soweit er jedoch eine bezw. eine 
weitere Schenkung nicht darzutun vermag, fehlt es inso­
weit überhaupt an dem Nachweis einer Rechtsbeziehung zwi­
schen ihm und dem Beschenkten. Der Bloße Verdacht einer 
(weiteren) Schenkung und einer dadurch begründeten Heraus­
gabepflicht hinsichtlich der möglicherweise verschenkten 
Gegenstände stellt als solcher keine Rechtsbeziehung dar, 
die einen Schuldgrund für die Auskunftspflicht des mut­
maßlich Beschenkten abgeben könnte. Dazu kommt, dass die 
Auskunft des Beschenkten sich in jedem Falle nur auf die 
Tatsache der Schenkung als solcher erstrecken könnte, wäh­
rend die innere Tatsache der Beeinträchtigungsabsicht des 
Erblassers niemals Gegenstand der Auskunftspflicht sein 
könnte. Die Auskunft würde also dem Vertragserben noch 
keine Grundlage für einen Herausgabeanspruch verschaffen 
können.
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flach § 2028 BGB hat derjenige, der sich zur Zeit des 
Erbfalls mit dem Erblasser in häuslicher Gemeinschaft be­
funden hat, dem Erben auf Verlangen Auskunft über den Ver­
bleib der Erbschaftsgegenstände zu erteilen. Auch auf die­
se Vorschrift kann die Klägerin sich zur Begründung ihres 
AuskunftsVerlangens nicht mit Erfolg berufen. Ein Gegen­
stand, den der Erblasser bereits zu Lebzeiten verschenkt, 
also wirksam an einen Dritten übereignet hat - die Wirk- 
samkeit der Übereignung wird durch die Absicht, den Ver­
tragserben zu beeinträchtigen, nicht ausgeschlossen - ge­
hört nicht mehr zum Nachlass, ist also kein Erbschafts­
gegenstand im Sinne des § 2028 BGB (RG 84, 204 /206/j 73, 
369 J 7 X 7 ; RGRK 10. Aufl § 2028 BGB Anm 2 b S 164).

Schliesslich lässt sich auch aus dem Pflichtteils­
recht der Klägerin eine Rechtsgrundlage für den von ihr 
geltend gemachten Auskunftsanspruch nicht entnehmen. Ge­
mäss §§ 2314 BGB hat der Pflichtteilsberechtigte einen 
Auskunftsanspruch gegen den Erben, wenn er selbst nicht 
^rbe ist. Die Klägerin ist selbst Erbin. Auch als solche 
würde sie zwar, wenn der Wert des ihr von ihrem Vater 
Hinterlassenen geringer ist, als es ihr Pflichtteil bei 
Hinzurechnung der Schenkungen zum Nachlass sein würde, 
von der Beklagten als Beschenkten die Herausgabe des Ge­
schenkten zum Zwecke der Befriedigung wegen des fehlen­
den Betrages verlangen können (§§ 2326, 2329 Abs 1 Satz 2 
BGB). Die Klägerin hat diesen Anspruch (für den es nicht 
darauf ankommen würde, ob die Schenkungen in Beeinträch­
tigungsabsicht vorgenommen sind), nicht geltend gemacht. 
Ein Auskunftsanspruch würde ihr aber auf Grund dieses 
etwaigen Pflichtteilsergänzungsanspruchs gegen die Be­
klagte ebenso wie dem Vertragserben im Palle des § 2287 
BGB versagt sein, sofern nicht etwa ein Inbegriff von 
Gegenständen verschenkt und lediglich der Umfang einer
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solchen Schenkung streitig ist - in diesem Palle würde 
ein Auskunftsanspruch nach § 260 BGB begründet sein - muss 
die Schenkung und der daraus sich ergebende Herausgabe­
anspruch für jeden einzelnen Gegenstand dargetan werden. 
Solange das nicht möglich ist, kann auch kein Rechtsver­
hältnis zwischen den Erben und dem Beschenkten als beste­
hend angenommen werden, aus dem eine Pflicht des letzteren 
zur Auskunftserteilung hergeleitet werden könnte. Auch 
das Reichsgericht hat in der vom Berufungsgericht ange­
führten Entscheidung (RG 84, 204 /i?067) einen Auskunfts­
anspruch des Pflichtteilsberechtigten Alleinerben gegen 
den Beschenkten nicht bejaht, sondern ausdrücklich abge­
lehnt, Diese Rechtsauffassung wird auch im Schrifttum ver­
treten (Kipp-Coing Erbrecht 9. Bearbeitung § 68 unter X 
S 257),

Wenn das Gesetz dem Pflichtteilsberechtigten gegen 
den Erben, nicht aber gegen den Beschenkten einen Auskunfts­
anspruch gewährt, so wird dabei auch die Erwägung maßge­
bend sein, dass der Erbe mit der Erbfolge in die volle 
Rechtsstellung des Erblassers einrückt und damit in ge­
wisser Weise zunächst die Verantwortung für die von die­
sem zu Lebzeiten vorgenommenen Rechtshandlungen übernimmt, 
wie auch der Erbe - und grundsätzlich nur er - in der 
Lage ist, sich über diese Rechtshandlungen zu unterrich­
ten. Palls etwa dem Erben diese Möglichkeit durch ein arg­
listiges Verhalten des Beschenkten vereitelt worden ist, 
so würde er von diesem unter Umständen unter dem recht­
lichen Gesichtspunkt des § 826 BGB eine Auskunftsertei­
lung verlangen können. Dafür, dass diese Voraussetzung 
hier gegeben sei, hat aber die Klägerin nichts vorgetragen.

Die Beklagte hatte im übrigen in den Vorinstanzen 
den Standpunkt vertreten, dass sie bereits über alle ihr
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bekannten Schenkungen Auskunft erteilt habe (vgl Bl 13, 35 
d.A,). Auf die damit von ihr hilfsweise geltend gemachte 
rechtsvernichtende Einwendung, ein etwaiger Auskunftsan- 
sprueh der Klägerin sei durch Erfüllung erloschen, kam es 
jedoch nach den obigen Darlegungen nicht mehr an.,

Bach allem war, wie geschehen, zu erkennen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 92, 97 Abs 1
2 PO.

Schmidt Ascher Easke Johannsen Wüstenberg


